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„Alle Jahre wieder“ – dieser 
Titel eines der bekanntesten 
Weihnachtslieder ist längst 
zu einem Slogan für wie-
derkehrende Phänomene 
geworden. Auch bei Medi-
enberichten über Insolven-
zverfahren denkt man bis-
weilen nicht „Da war doch 
schon mal was?“, sondern 
es drängt sich ein „Ach, 
schon wieder“ auf. Oder 
eben „Alle Jahre wieder“. 

	 Während man sich über den alle Jahre wiederkeh-
renden Christbaum, glänzende Kinderaugen und Ge-
schenke freut, ist dies bei immer wiederkehrenden In-
solvenzverfahren nicht der Fall. Im Gegenteil: bisweilen 
entsteht der Eindruck, als würde hier „ein totes Pferd 
geritten“, um ein weiteres Sprichwort zu bemühen. 
Karstadt/Kaufhof und SiNN sind Beispiele dafür, bei de-
nen man sich fragt, ob es am Konzept liegt und ob die 
nächste Sanierung wirklich nachhaltigen Erfolg bringt. 
Hinter mehr oder weniger vorgehaltener Hand kommt 
vielmehr die Frage auf, ob dies nun das letzte Insolvenz- 
verfahren war oder ob weitere folgen werden.
	 Rolf-Dieter Mönning geht in seinem Beitrag der Fra-
ge nach, worin die Gründe für diese Serieninsolvenzen 
liegen. Und Arthur Deichmann zeigt auf, dass manch-
mal auch ganz gesunde Unternehmen in Untiefen ge-
langen können, wenn Firmenzusammenführungen und 
die Gründung von Holdingstrukturen nicht gründlich 
geplant und mit dem nötigen langen Atem vorgenom-
men werden.  Auch wenn hier statt „Serieninsolvenz“ 
wohl eher der Begriff „Ketteninsolvenz“ passend wäre, 
ist auch dies ein Beispiel dafür, dass solide und voraus-
schauende Planung zusammen mit passend aufgestell-
ten Strukturen essentiell für eine nachhaltige Sanierung 
und Restrukturierung sind.
Die Fragen sind umso dringender, als das Insolvenz- und 
Sanierungsgeschehen sich gerade im Aufwind befindet. 
Sicher, ein Teil des Anstiegs ist darauf zurückzuführen, 
dass es zu Corona-Zeiten (Sie erinnern sich? Damals, als 

Editorial

wir mit Masken in den Supermarkt und in die Bank-
filiale, aber sonst nirgendwo hingehen konnten.) so 
gut wie keine Insolvenzen gab, da die Antragspflicht 
staatlich ausgesetzt war. Doch neben solchen Nach-
holeffekten gibt es in vielen Bereichen strukturelle 
Schwächen, die sich nun – teilweise durch zusätzli-
che Ursachen wie globale Krisen verstärkt – nieder-
schlagen. Prominente Beispiele sind die Automobil-
industrie, die mit der Umstellung auf E-Mobilität zu 
kämpfen hat sowie der Gesundheitssektor, der sich 
der Krankenhausreform stellen muss.
	 Allen Bereichen ist gemein, dass die Verände-
rungen, die nun zur Krise führen, nicht plötzlich 
und schon gar nicht unerwartet kamen. Der On-
line-Handel, der es großen Kaufhausketten schwer 
macht, ist nicht über Nacht entstanden. Auch die 
Klimakrise, die zum Umstieg auf alternative Ener-
gien drängt, ist schon seit den 70er Jahren Thema. 
Und Fehlentwicklungen im Gesundheitssektor mö-
gen durch Corona an vielen Stellen deutlicher zuta-
ge getreten sein, als dies ohne eine Pandemie der 
Fall gewesen wäre – neu sind sie nicht. Die Liste 
ließe sich beliebig fortsetzen – marode Brücken und 
Bahngleise sind auch keine plötzlichen und uner-
warteten Ereignisse.
	 Dem muss sich auch das Sanierungshandwerk 
stellen. Ein zügiger Verfahrensabschluss mit der 
„Rettung durch Übertragung“ mag vordergründig 
ein Erfolg sein – nicht zuletzt für den Verwalter, der 
ihn kundtun kann. Doch stetig wiederkehrende In-
solvenzen werden sich nur vermeiden lassen, wenn 
die strukturellen Probleme erkannt und abgestellt 
werden. Wo dies nicht möglich ist, muss vielleicht 
die Erkenntnis reifen, dass eine Sanierung nicht im-
mer erfolgreich sein kann – ein Ende mit Schrecken 
ist nicht nur im Sprichwort manchmal besser als ein 
Schrecken, der alle Jahre wiederkehrt.
	 Ihnen allen neben einer interessanten Lektüre 
des Heftes Frohe Weihnachten und einen guten 
Start ins neue Jahr 2025!

Ihr Sebastian Voitzsch

Sebastian Voitzsch
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„Der Fisch stinkt vom Kopf“ – oder:  
Eine Gruppe operativ gesunder ambulanter 
Pflegedienste muss Insolvenz anmelden

Eine Gruppe von Initiatoren verfolgte die Strategie, im Sektor 
der ambulanten Pflege die aktive Marktkonsolidierung voran-
zutreiben.
	 Aufgrund der wirtschaftlichen Vorteile vergleichsweiser grö-
ßerer Marktteilnehmer (u.a. Finanzkraft, employer branding, 
kontinuierliche Beachtung des jeweils aktuellen Regulierungs-
umfelds, Kostensynergien in Verwaltung und in der Fahrzeug-
beschaffung, Professionalität in Steuerung und Controlling) lässt 
sich im Markt für ambulante Pflege in den letzten Jahren ein 
Trend zu Unternehmenszusammenschlüssen erkennen, der zu-
sätzlich von dem Wunsch einer Vielzahl mittelständischer Un-
ternehmer des Sektors, nach Erreichen eines fortgeschrittenen 
Lebensalters ihr Unternehmen an einen geeigneten Nachfolger 
zu übergeben, verstärkt wird.
	 In ausgewählten Regionen Süddeutschlands wurden mittel-
ständisch geprägte und in der jeweiligen Region marktführende 
ambulante Betriebe ausgewählt und deren Gesellschafter kon-
taktiert.
	 Innerhalb kurzer Zeit wurden Verträge mit den Gesellschaf-
tern von sieben mobilen Pflegediensten abgeschlossen, die zum 
Gegenstand hatten, den jeweiligen Betrieb in der Regel über 
einen Asset Deal, teilweise jedoch auch in der Struktur eines 
Share Deals zu erwerben. Bei zwei Diensten waren die Kaufver-
träge als Asset Deal abgeschlossen worden; aufgrund der Tatsa-

che, dass die Erwerbergesellschaft noch auf den Abschluss eines 
Versorgungsvertrages mit den Kostenträgern wartete, stand das 
Closing noch aus („Erwerbsanwartschaften“).
	 Wegen der auf Erwerberseite eingeschränkt verfügbaren 
Finanzmittel wurde mit den Verkäufern jeweils eine ratierliche 
Bezahlung des Kaufpreises unter Gewährung von Verkäuferdar-
lehen verhandelt und vereinbart.
	 Zugleich baute die Holdinggesellschaft der Gruppe zügig 
eine eigene Infrastruktur auf, die erhebliche Personal- und Sach-
kosten zu tragen hatte. Infolgedessen mussten die zur Grup-
pe zählenden Pflegebetriebe ihre Liquiditätsüberschüsse an die 
Dachgesellschaft abführen.
	 Schnell zeigte sich, dass die operativen Überschüsse der er-
worbenen Zielunternehmen nicht ausreichten, um den Liquidi-
tätsbedarf zur Deckung Kosten der Holding und den aufgrund 
der Verkäuferdarlehen zu erbringenden Kapitaldienst zu finan-
zieren.
	 Es folgte der Versuch, die Gruppe außergerichtlich zu sanie-
ren / zu entschulden bzw. vollständig oder teilweise zu veräu-
ßern. Als sich herausstellte, dass dies nicht möglich war, wurde 
für alle Gesellschaften der Gruppe (nicht jedoch die Closing-An-
wartschaften) Insolvenzantrag gestellt. 
	 Ein von Arthur Deichmann geleitetes M&A-Team wurde auf 
Initiative des vorl. Insolvenzverwalters aller zur Gruppe zählen-

von Arthur Deichmann, Köln
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den schuldnerischen Rechtsträger mit der Durchführung eines 
beschleunigten Investorenprozesses beauftragt.
	 Leider musste einer der fünf operativen Betriebe aufgrund 
mangelnder Performance unter Insolvenzbedingungen unmit-
telbar mit Insolvenzeröffnung geschlossen werden. Für vier Be-
triebe konnten zügig Kaufverträge als Asset Deal abgeschlossen 
werden. Sehr schnell lagen für zwei der Erwerbsgesellschaften 
die neuen Versorgungsverträge vor, so dass das Closing vollzo-
gen werden konnte, bei einem dritten Dienst konnte der Kauf-
vertrag nach einer längeren Wartezeit auch erfüllt werden. Beim 
vierten Betrieb trat der ursprüngliche Erwerber vom Vertrag zu-
rück und ein neuer Vertrag wurde mit einem anderen Interes-
senten abgeschlossen.
	 Drei der operativen Betriebe konnten übertragen werden, 
beim vierten Betrieb steht die Vertragserfüllung noch aus. Eine 
Übertragung der Closing-Anwartschaften war aus unterschied-
lichen Gründen nicht möglich.
	 Der Vorgang zeigt, dass Strukturierungsfehler beim Unter-
nehmenserwerb, gepaart mit hohen Kosten auf Erwerberebe-

Kurz & bündig

Gesetzt den Fall, Sie sind ein umsichtiger und voraus-
schauender Geschäftsführer, der ständig die Lage und 
die Entwicklung seiner Gesellschaft im Auge hat und 
alle Anforderungen erfüllt, die mit der Pflicht zur Kri-
senfrüherkennung (§ 1 StaRUG) einhergehen. Und so 
stellen sie eines Tages erste Krisenanzeichen fest, ver-
bunden mit der Erkenntnis, dass ohne geeignete Ge-
genmaßnahmen innerhalb eines Prognosezeitraums 
von 24 Monaten die Zahlungsunfähigkeit drohen 
könnte. Was tun? 
	 Nach reiflicher Überlegung und Beratung ent-
schließen Sie sich zur Einleitung eines Restrukturie-
rungsverfahrens nach dem StaRUG. Und gewissenhaft 
wie Sie sind, stellen Sie sich als nächstes die Frage, 
muss ich meine Gesellschafter informieren und einen 
zustimmenden Gesellschafterbeschluss einholen?
	 Und schon stehen sie am Scheideweg. Denn das 
Amtsgericht Dresden meint: Nein! Es werde der In-
tention des Gesetzgebers nicht gerecht, eine vielleicht 
quälende und damit langwierige Diskussion mit den 
Gesellschaftern zu beginnen und Zeit zu verspielen, 
die man in der Krise nicht hat. Außerdem habe – so 
meint das Amtsgericht Dresden – die Einleitung eines 
Restrukturierungsverfahrens keine satzungsändernde 
Wirkung. Danach können Sie die bereits vorbereitete 
Anzeige einer Restrukturierungssache beim zuständi-
gen Gericht auch ohne Gesellschafterbeschluss einrei-
chen.

	 Anders das Amtsgericht Hamburg: Nach seiner 
Auffassung hat der Geschäftsführer nicht einmal die 
Vertretungsmacht zur Anzeige eines Restrukturierungs-
vorhabens, sofern und solange kein zustimmender Ge-
sellschafterbeschluss vorliegt. Dieser Auffassung hat sich 
auch das Landgericht Berlin angeschlossen, während 
das Amtsgericht Nürnberg im Einzelfall prüfen will, wie 
hoch das Gefährdungspotential für die Gesellschaft ist, 
um daraus abgeleitet zügig handeln zu können. Ähn-
lich äußerte sich jetzt auch das OLG Stuttgart. Danach 
ist die Zustimmung der Gesellschafterversammlung nur 
entbehrlich, wenn das Restrukturierungsverfahren die 
einzige Alternative ist, um die Einleitung eines Insolven-
zverfahrens zu vermeiden. 
	 Sie können es also nur falsch machen. Wobei am 
wenigsten falsch die konsensuale Handlungsweise ist, 
also die Einbeziehung der Gesellschafter, auch um den 
Preis, dass das Verfahren dadurch verzögert wird. Denn 
im frühen Krisenstadium haben Geschäftsleiter in erster 
Linie die Interessen der Gesellschaft im Auge zu haben. 
Die ursprünglich in § 2 StaRUG vorgesehene Regelung, 
wonach die Interessen der Gläubiger den Interessen der 
Gesellschaft vorgehen, wurde im Gesetzgebungsverfah-
ren ersatzlos gestrichen. Vor Einleitung einer Restruktu-
rierungssache die Zustimmung der Gesellschafter einer 
GmbH oder des Aufsichtsrates einer Aktiengesellschaft 
einzuholen sollte deshalb die Regel sein, um Pflichtver-
letzungen zu vermeiden. 

Mit oder ohne Gesellschafterbeschluss?

ne und einem Mangel an Führung und Controlling Auslöser 
für eine tiefe Krise einer gesamten Unternehmensgruppe sein 
können, deren Betriebe operativ vor Erwerb völlig gesund 
waren.

Deichmann Corporate Finance GmbH, eine inhabergeführte Corporate 
Finance/M&A-Beratung, entwickelt für ihre Mandanten bei M&A-Projekten 
mit unterschiedlicher Ausgangslage unter Anwendung hoher Qualitäts-
ansprüche Lösungen, die der Zielsetzung des jeweiligen Auftraggebers 
soweit wie irgend möglich gerecht werden. 
Häufige Ausgangslagen sind: Unternehmernachfolge, Konzernausgliede-
rung, Exit durch Finanzinvestoren, Distressed M&A, Finanzierungsberatung, 
Unternehmensbewertung
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Befristete Arbeitsverhältnisse in der 
Sozialauswahl

Bei der vor Ausspruch betriebsbedingter Kündigungen durchzu-
führenden Sozialauswahl ergibt sich regelmäßig die Frage, ob 
befristet beschäftigte Mitarbeiter einzubeziehen oder wegen 
des absehbaren Endes des Arbeitsverhältnisses aus der Sozial-
auswahl herauszunehmen sind, insbesondere dann, wenn im 
Zeitpunkt der Auswahl schon feststeht, dass die Arbeitsverhält-
nisse über das Befristungsende hinaus nicht fortgesetzt werden 
sollen.

Bei der Auswahl der zu kündigenden AN ist  
folgendes zu beachten:
Die soziale Auswahl nach § 1 Abs. 3 KSchG erfordert die Berück-
sichtigung von Kriterien wie Betriebszugehörigkeit, Lebensalter, 
Unterhaltspflichten und Schwerbehinderung. Befristet beschäf-
tigte Arbeitnehmer sind dann in die soziale Auswahl einzubezie-
hen, wenn sie ordentlich kündbar sind, was im Arbeitsvertrag 
vereinbart sein muss. Die Vergleichbarkeit hängt davon ab, ob 
die Arbeitnehmer unter Berücksichtigung von Faktoren wie Art 
der Arbeit, Ausbildungsanforderungen und Arbeitsbedingun-
gen als in einer vergleichbaren Situation befindlich angesehen 
werden können.
	 Das BAG hat am 26. März 2015, 2 AZR 417/14, sinngemäß 
entschieden, dass der Arbeitgeber zuerst alle befristeten Verträ-
ge auslaufen lassen muss, bevor er unbefristet tätigen Mitarbei-
tern kündigen darf. Dies gilt insbesondere, wenn Arbeitsplätze 
wegfallen, auf denen sowohl unbefristet als auch befristet be-
schäftigte Arbeitnehmer tätig sind.

Und damit steht man schon vor der nächsten  
Frage:
Besteht die Möglichkeit, die unbefristeten Arbeitsverhältnisse, 
die von kurzer Dauer sind, mit so langer Frist zu kündigen, dass 
sie erst zusammen mit den Befristungen enden und damit die 
Sozialauswahl gewahrt ist, ohne dass die befristeten Arbeits-
verhältnisse vor Ablauf der Befristungen gekündigt werden 
müssen? Das wäre ein eleganter Schachzug, um unnötige Kün-

von Cornelia Mönning, Aachen

digungen und Kündigungsschutzklagen mit entsprechenden 
Prozesskosten zu vermeiden. 
	 Die soziale Rechtfertigung einer Kündigung erfordert aber 
auch, dass der Kündigungsgrund und der Zeitpunkt der Kün-
digung zusammenpassen. Eine Kündigung ist nur dann sozial 
gerechtfertigt, wenn der Kündigungsgrund zum Zeitpunkt der 
Kündigung vorliegt. 
	 Eine Kündigung ist zwar nicht automatisch unzulässig, wenn 
sie mit einer zu langen Frist ausgesprochen wird. Grundsätz-
lich sind die gesetzlichen und vertraglichen Kündigungsfristen 
als Mindestfristen zum Schutz des Arbeitnehmers gedacht. Eine 
Verlängerung dieser Fristen durch den Arbeitgeber kann dem 
Arbeitnehmer zugutekommen, indem sie sein Arbeitsverhältnis 
länger aufrechterhält.
	 Allerdings kann eine verlängerte Kündigungsfrist problema-
tisch sein, wenn sie dazu dient, Kündigungsschutzregelungen 
(so wie sie sich z.B. bei einer Massenentlassung ergeben) zu 
umgehen oder wenn sie überwiegend im Interesse des Arbeit-
gebers liegt. In solchen Fällen könnte die Kündigung als rechts-
missbräuchlich angesehen werden.
	 Was auf den ersten Blick wie eine gute Lösung aussieht, wird 
bei näherer Betrachtung kritisch, wenn erkennbar ist, dass die 
verlängerten Kündigungsfristen rein taktisch motiviert sind.
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Trifft es auch 
die befristet 
Beschäftigten?

Rechtsanwältin Cornelia Mönning verfügt über mehr als 25-jährige  
Expertise auf den Gebieten des Arbeitsrechts und des Insolvenzarbeits-
rechts. Schwerpunkte ihrer Arbeit sind die Vorbereitung und Begleitung 
von Betriebsänderungen, Verhandlungen mit den Tarifvertragsparteien  
und natürlich auch die Vertretung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
im arbeitsgerichtlichen Instanzenzug.
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Anwaltspostfach 
Ende 2017 sollte mit dem „besonderen elektronischen Anwaltspostfach“ (beA) ein neuer Service für 
Anwaltskanzleien in Deutschland starten. Ein fehlerhaftes Zertifikat sorgt für Verzögerung. Seite 60

Weniger als 100 Tage bis zur Anwendung der DSGVO – GDD veröffentlicht weitere 
Praxishilfen
Diesmal werden Auftragsverarbeitung, Einwilligung und Folgenabschätzung gemäß DSGVO näher 
beleuchtet. Seite 62

Fragen aus der Praxis

Website-Kontaktformular ohne Verschlüsselung führt nicht zwingend zum Bußgeld
Nicht jedes Kontaktformular auf einer Website muss für den Datentransport zum Webserver eine 
TLS-Verschlüsselung (https) vorsehen. Seite 63

Aktuelles aus den Aufsichtsbehörden

Kontonummer nicht per E-Mail I Erweiterte Videoüberwachungsbefugnisse
Eine Kontonummer darf nicht unverschlüselt per E-Mail übertragen werden. Aufzeichnungen einer
Videoüberwachung für gewisse Zeit können auch ohne konkreten Verdacht zulässig sein. Seite 64
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Sonderkündigungsschutz für „stellvertretende“ Datenschutzbeauftragte Seite 66
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Das Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 11. April 2024, IV 
R 18/21, behandelt die Frage, ob die Kraftfahrzeugsteuer als 
Masseverbindlichkeit im Sinne von § 55 Abs. 1 Nr. 1 der Insol-
venzordnung (InsO) festgesetzt werden kann.

Sachverhalt

Kläger im Verfahren war ein Insolvenzverwalter über das Vermö-
gen einer GmbH, welche einen Einzelhandel und eine Vermie-
tung von Personenkraftwagen betrieb. Zum Zeitpunkt der Insol-
venzeröffnung waren 23 Fahrzeuge auf die Insolvenzschuldnerin 
zugelassen. Das Hauptzollamt setzte für diese Fahrzeuge die 
jährliche Kraftfahrzeugsteuer fest. Der Kläger focht die Fest-
setzung an mit der Begründung, die Fahrzeuge befänden sich 
nicht in seinem Besitz und er kenne die Besitzverhältnisse auch 
nicht. Als Grund hierfür wurden Diebstahl und Unterschlagung 
angeführt.
	 Das Hauptzollamt akzeptierte den hierauf begründeten Ein-
spruch der Klägerin nicht und setzte Kfz-Steuer in Bezug auf die 
Fahrzeuge fest, deren Halter die Insolvenzschuldnerin war. Die 
Beweislast für steuermindernde Tatsachen läge bei der Kläge-
rin, deshalb habe diese auch nachzuweisen, dass die Fahrzeuge 
nicht ihr zuzurechnen seien. Das FG Berlin-Brandenburg bestä-

Masseschuldcharakter der KFZ-Steuer allein 
wegen Haltereigenschaft?

tigte diese Auffassung des Hauptzollamtes. Hiergegen richtete 
sich die Revision der Klägerin.

Leitsatz des Urteils

Der BFH entschied: „Das Hauptzollamt trägt die Feststellungslast 
für das Vorliegen der Massezugehörigkeit, wenn es gegen einen 
Insolvenzverwalter Kraftfahrzeugsteuer für ein auf den Insol-
venzschuldner zugelassenes Fahrzeug festsetzt.“ 
Er hob das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg auf und 
verwies die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entschei-
dung zurück. 

Urteilsgründe

Im Steuerfestsetzungsverfahren liegt die Beweislast für steuer-
mindernde Tatsachen grundsätzlich beim Steuerpflichtigen, für 
steuererhöhenden Tatsachen bei der Finanzbehörde. Diese Be-
weislastverteilung wird nach Ansicht des BFH auch im Insolven-
zverfahren nicht durch § 55 Abs.1 Nr. 1 InsO „ausgehebelt“. 
Lassen sich keine Tatsachen feststellen, welche die gesetzlichen 
Voraussetzungen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO erfüllen, geht dies 
zu Lasten des vermeintlichen Massegläubigers. 

Von Dirc Fröschen, Aachen
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	 Im vorliegenden Fall entschied der BFH, dass das Hauptzoll-
amt auch im Insolvenzverfahren die Feststellungslast für die 
Massezugehörigkeit der Fahrzeuge trägt. Allen die Halterei-
genschaft für ein Fahrzeug begründe keinen Bezug zur Insol-
venzmasse, die Rechtsposition des Halters ist kein geldwertes 
Recht oder Gut und damit kein „Vermögen“ im Sinne des § 35 
InsO. 
	 Zu einer Umkehr der Beweislast könne es erst dann kommen, 
wenn der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten verletze. 
Dabei seien als Kriterien für die Minderung der Sachaufklä-
rungspflicht und des Beweismaßes die Schwere der Pflichtver-
letzung, die Verhältnismäßigkeit und Zumutbarkeit sowie das 
vorausgegangene Tun des Steuerpflichtigen und insbesondere 
die Beweisnähe heranzuziehen. Eine Verletzung von Mitwir-
kungspflichten könne erst dann angenommen werden, wenn 
ein Beteiligter auf ausdrückliche Aufforderung des FG eine ihm 
mögliche Mitwirkung verweigert. 
	 Im vorliegenden Fall habe das FG eine Entscheidung zu Las-
ten der Klägerin getroffen, obwohl die Voraussetzungen hier-
für nicht vorlagen. Es sei rechtlich unzutreffend, allein aufgrund 
seiner Beweisnähe anzunehmen, der Insolvenzverwalter müsse 
die Nichtzugehörigkeit zur Masse nachweisen und ihm dieser 
Nachweis nicht gelungen sei.
	 Damit muss nun das Hauptzollamt nachweisen, dass die 
Fahrzeuge zur Insolvenzmasse gehören, um die Kraftfahrzeug-
steuer als Masseverbindlichkeit festsetzen zu können. 

Empfehlungen für die Beratung

Die Ausführungen des BFH zur Beweislastverteilung im Steuer-
festsetzungsverfahren entsprechen ständiger Rechtsprechung 

und sind nicht neu. Interessant ist, dass der BFH diese Regeln 
auch auf die Durchsetzung der Ansprüche aus den Normen der 
InsO anwendet, auch wenn es sich hierbei weder um eine dem 
materiellen Steuerrecht zuzurechnende Norm noch um eine 
Vorschrift handelt, die eine Steuervergünstigung regelt oder 
den Steueranspruch aufhebt oder einschränkt. § 55 Abs. 1 Nr. 
1 InsO bestimme jedoch, unter welchen Voraussetzungen eine 
Finanzbehörde berechtigt sei, einen Steueranspruch zu Lasten 
der Insolvenzmasse geltend zu machen. Die Norm sei deshalb 
zu Lasten der Finanzverwaltung nicht anzuwenden, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind.
	 Dieser Tenor muss auch für andere Ansprüche aus dem Steu-
erschuldverhältnis gelten, die gegen die Masse im Insolvenzfall 
durchgesetzt werden sollen. Allein die Tatsache der eingetrete-
nen Insolvenz und Geltung des Insolvenzrechts führt nicht zu 
einer generellen Beweislastumkehr zu Lasten der Masse. 

	 Kurz & bündig

Die neue Produkthaftungsrichtlinie der EU (Product Liability 
Directive) wurde am 18.11.2024 im Amtsblatt veröffent-
licht und ist am 08.12.2024 in Kraft getreten. Der nati-
onale Gesetzgeber hat jetzt zwei Jahre Zeit, das europä-
isch harmonisierte Produkthaftungsrecht in ein deutsches 
Produkthaftungsgesetz zu übertragen. Mit der Reform soll 
in erster Linie eine Anpassung des bestehenden Rechts an 
neue Technologien erfolgen.
	 Wie bisher bleibt es bei der verschuldensunabhän-
gigen Haftung der Produzenten, wobei jedoch der An-
wendungsbereich des Produkthaftungsrechts massiv er-
weitert und die Anspruchsdurchsetzung für Geschädigte 
erleichtert wird. Software wird nunmehr ausdrücklich in 
den Produktbegriff einbezogen, digitale Dateien hingegen 
sind grundsätzlich keine Produkte – mit Ausnahme aller-
dings von digitalen Bauunterlagen. Auch der Fehlerbegriff 

wird neu definiert. Neben den Sicherheitserwartungen der 
Käufer füllen jetzt auch Verstöße gegen die gesetzlichen 
Sicherheitsvorgaben den Fehlerbegriff aus. Relevant sind 
insbesondere Cybersicherheitsanforderungen. Dies kann 
im Ergebnis dazu führen, dass Hersteller auch für Schädi-
gungen durch externe Ein- und Übergriffe (Hacker) einste-
hen müssen.
	 Erweitert wird auch der Kreis derjenigen, die für Fehler 
haften müssen. Zukünftig könnten sich Ansprüche auch 
gegen Online-Plattformen richten. Das ist neu!
	 Zwar bleibt es dabei, dass auch weiterhin der Geschä-
digte beweisen muss, dass ein Produkt fehlerhaft ist, aber 
neue Vermutungsregeln können dazu führen, dass bereits 
die Wahrscheinlichkeit eines Fehlers verschuldensunabhän-
gige Schadensersatzansprüche auslöst, weil dies zur Um-
kehr der Beweislast führt.

Produkthaftung verschärft

Steuerberater und Wirtschaftsprüfer Dirc Fröschen ist Partner bei  
Dr. Neumann, Schmeer und Partner, Aachen. Er ist zertifizierter Experte  
für steuerliche und betriebswirtschaftliche Beratung im Zusammenhang  
mit Sanierung, Restrukturierung und Insolvenzverwaltung. Weitere  
Schwerpunkte sind die laufende steuerliche und betriebswirtschaftliche 
Beratung sowie Prüfung von Unternehmen unterschiedlicher Branchen, 
insbesondere der öffentlichen Hand, öffentlich-rechtlicher Körperschaften 
und von Forschungseinrichtungen.
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Die subsidiäre Betriebshaftpflichtversicherung 
für Insolvenzschuldnerunternehmen

Die subsidiäre Betriebshaftpflichtversicherung (BHV) stellt einen 
wichtigen Schutz für Insolvenzschuldnerunternehmen dar. Die-
se spezielle Versicherungsart ermöglicht es Insolvenzverwaltern, 
in Krisensituationen einen adäquaten Versicherungsschutz für 
das Schuldnerunternehmen zu gewährleisten. Die Versicherung 
greift, wenn Unklarheit über den bestehenden Betriebshaft-
pflichtschutz besteht.

Die subsidiäre BHV fungiert hier als  
rettender Anker. 

Der vorläufige Insolvenzverwalter steht noch nicht in der Haf-
tung. Seine Aufgabe besteht jedoch darin, den Wert der Mas-
se zu ermitteln und zu schützen. Die Informationslage zum 
Versicherungsschutz ist oft eingeschränkt. Insbesondere bei 
Betriebsfortführung ist ausreichender Versicherungsschutz für 
Betriebshaftpflichtschäden erforderlich. Dem Verwalter fehlt in 
der Praxis neben der Zeit oft der Überblick über den benötig-
ten Versicherungsschutz. Er ist u. a. konfrontiert mit folgenden 
Konstellationen:
	 Der Verwalter befindet sich derzeit in einer schwierigen Si-
tuation, da ihm keine Unterlagen hinsichtlich des bestehenden 
Betriebshaftpflichtschutzes des Schuldners vorliegen. Diese In-
formation ist von wesentlicher Bedeutung, da der Schutz eine 
zentrale Rolle dabei spielt, potenzielle Risiken und Haftungen 
abzusichern. Ohne diese Dokumente fehlt nicht nur die Trans-
parenz über die vorhandenen Absicherungen, sondern es wird 

auch eine wichtige Grundlage für die Bewertung des finan-
ziellen Status und der rechtlichen Absicherung des Schuld-
ners entzogen. Es ist daher unerlässlich, dass der Verwalter 
schnellstmöglich klärt, inwiefern eine gültige BHV besteht und 
welche Konditionen damit verbunden sind. Diese Informatio-
nen könnten entscheidend sein, um fundierte Entscheidungen 
zu treffen und potenzielle Risiken für alle beteiligten Parteien 
angemessen zu managen.
	 Der Verwalter hat ein wichtiges Versicherungsdokument 
entdeckt, das möglicherweise zentrale Informationen über den 
Versicherungsschutz liefert. Allerdings steht er nun vor einer 
Herausforderung: Er ist sich unsicher, ob die Erstprämie sowie 
die Folgeprämien korrekt und vollständig bezahlt wurden. Die-
se Ungewissheit wirft Fragen auf, die für die Absicherung von 
großer Bedeutung sind. Wenn die Prämien nicht beglichen wur-
den, könnte dies bedeuten, dass der Versicherungsschutz nicht 
mehr besteht und damit potenzielle Risiken drohen könnten. 
Um diese Situation zu klären, ist es unerlässlich, eine umfas-
sende Überprüfung der Zahlungsnachweise vorzunehmen und 
gegebenenfalls schnellstmöglich Kontakt mit der Versicherung 
aufzunehmen. Nur so kann sichergestellt werden, dass alle not-
wendigen Schritte unternommen werden, um den Versiche-
rungsschutz aufrechtzuerhalten und etwaige Probleme frühzei-
tig zu erkennen.
	 Selbst wenn der Verwalter feststellt, dass die Prämie für die 
Versicherung pünktlich und vollständig bezahlt wurde, darf dies 
nicht als absolute Garantie dafür angesehen werden, dass auch 

Gastbeitrag von Jens Hebecker, Münster
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Absicherung statt Unsicherheit.
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tatsächlich Versicherungsschutz besteht. In diesem Zusammen-
hang ist es von zentraler Bedeutung, dass der Verwalter eine 
sorgfältige Überprüfung vornimmt, um sicherzustellen, dass 
die tatsächlichen Tätigkeiten des Schuldners mit den Angaben 
übereinstimmen, die in der Betriebsbeschreibung des Versiche-
rungsscheins zur Betriebshaftpflichtversicherung festgehalten 
sind.
	 Diese Überprüfung ist nicht nur eine Formalität; sie ist eine 
essenzielle Aufgabe, die maßgeblich darüber entscheidet, ob 
im Schadensfall auch tatsächlich Leistungen von der Versiche-
rungsgesellschaft erbracht werden. Oftmals zeigt sich in der 
Praxis, dass es erhebliche Unterschiede zwischen dem im Ver-
sicherungsschein beschriebenen Betrieb und den realen Akti-
vitäten gibt. In solchen Fällen kann es schnell zu einem uner-
freulichen Erwachen kommen, wenn man plötzlich erkennt, 
dass im Schadenfall kein Schutz besteht, weil die tatsächliche 
Geschäftstätigkeit nicht den Bedingungen des Vertrages ent-
spricht. Diese Diskrepanz kann weitreichende finanzielle Fol-
gen für alle Beteiligten haben und verdeutlicht die Wichtigkeit 
einer gründlichen und regelmäßigen Prüfung der Tätigkeiten 
sowie deren Übereinstimmung mit den vertraglichen Vereinba-
rungen.
	 Die Klärung, ob die Erst- oder Folgeprämien gezahlt wur-
den und die korrekte Beschreibung des Betriebes dokumen-
tiert wurde, muss schnell vom Verwalter und Insolvenzschuld-
ner erfolgen. Die Bearbeitung kann von wenigen Tagen bis zu 
einigen Wochen dauern. In dieser Zeit können, falls der Betrieb 
weiterläuft, unvorhersehbare Haftungsrisiken entstehen. Denn 
bei einem Schadensfall zählt der Moment, in dem der Schaden 
wirklich passiert – das sogenannte Schadenereignis. Dies be-
schreibt den Augenblick, in dem ein Schaden direkt verursacht 
wird. Entscheidend ist der Zeitpunkt, wann der Schaden auf-
tritt.

Gerade in einem Produktionsbetrieb kann 
dies per sofort zu einem hohen Schaden 
führen.

Wenn der vorläufige Insolvenzverwalter wegen Zeitmangel 
oder fehlendem Know-how nicht prüfen kann, ist die einfachs-
te Lösung, um schnell Versicherungsschutz zu bekommen, 
eine subsidiäre Betriebshaftpflichtversicherung abzuschließen.
	 Der Versicherungsschutz beginnt, sobald ein Antrag auf 
diese spezielle Versicherung durch den Insolvenzschuldner 
gestellt wird. Es ist dabei wichtig, dass die Beantragung un-
verzüglich erfolgt, um einen lückenlosen Schutz zu gewähr-
leisten. Sobald der Antrag eingereicht wurde, beginnt der Ver-
sicherungsschutz und schützt den Betrieb vor verschiedenen 
Haftungsrisiken.
	 Die wichtigsten Leistungsbereiche der subsidiären Betriebs-
haftpflichtversicherung umfassen verschiedene Schadensar-
ten. Dazu zählen unter anderem Tätigkeitsschäden, die aus 
der beruflichen Tätigkeit der Mitarbeiter resultieren und mög-

licherweise Vermögensschäden nach sich ziehen. Auch Miet-
sachschäden an Betriebsräumen, die durch Brand oder Was-
serschäden entstehen können, sind abgedeckt. Diese Aspekte 
sind besonders für Insolvenzschuldner wichtig, da sie oft auf 
gefährdetem wirtschaftlichem Gelände operieren.
	 Zusätzlich schützt die Versicherung gegen Produkthaf-
tungsrisiken. Unternehmen können durch fehlerhafte Produk-
te in Haftung genommen werden. In solchen Fällen kann die 
subsidiäre Betriebshaftpflichtversicherung helfen, die finanzi-
ellen Folgen abzufedern. Auch Umweltrisiken fallen unter den 
Schutz dieser Versicherung. In Zeiten, in denen Unternehmen 
besonders sensibel auf ihre Umweltverantwortung achten 
müssen, ist es wichtig, auch hier abgesichert zu sein.
	 Ein weiterer Punkt der Versicherung ist das Risiko von Rück-
rufaktionen. Wenn Produkte aufgrund mangelnder Qualität 
oder Gefahren zurückgerufen werden müssen, können auch 
diese Kosten erheblich sein. Unternehmen sollten in der Lage 
sein, auf solche Situationen vorbereitet zu sein. Die subsidiäre 
BHV bietet hier einen zusätzlichen Puffer.
	 Es sollte jedoch beachtet werden, dass der Versicherungs-
schutz nicht unbegrenzt gilt. Es gibt Angebote am Markt, wo 
der Versicherungsschutz nach drei Monaten endet. Spätestens 
erlischt der Versicherungsschutz, wenn das Insolvenzverfahren 
endet und das Unternehmen liquidiert wird. Diese Regelung 
sorgt dafür, dass die Versicherung immer aktuell und im besten 
Interesse der Beteiligten bleibt.
	 Zusammenfassend bietet eine subsidiäre BHV für Insolvenz-
schuldnerunternehmen eine wichtige Sicherungsmaßnahme. 
Sie schützt Unternehmen vor vielfältigen Haftungsrisiken und 
unterstützt Insolvenzverwalter dabei, eine sichere Basis für die 
Wiederherstellung der Unternehmensfähigkeit zu schaffen. In 
einer Zeit, in der wirtschaftliche Unsicherheit weit verbreitet 
ist, ist ein solider Versicherungsschutz unverzichtbar.
	 Ein gut informierter Insolvenzverwalter kann durch die Nut-
zung dieser Versicherung entscheidende Vorteile für die Unter-
nehmensführung und die Stakeholder schaffen. Die klare und 
strukturierte Herangehensweise an die Herausforderungen, 
die mit Insolvenzen verbunden sind, ist entscheidend für die 
erfolgreiche Bewältigung solcher Krisensituationen.

Jens Hebecker, Versicherungsexperte und Vorstand der Versteegen  
Assekuranz Versicherungsmakler Münster AG. 
Versteegen bietet maßgeschneiderte Versicherungslösungen an, die  
speziell für Insolvenzverwalter, Sachwalter, Eigenverwalter, Sanierungs- 
berater und Interim Manager entwickelt wurden. 
Es wird das Ziel verfolgt, die Haftungsmasse ihrer Kunden zu erhöhen, 
das Haftungsrisiko zu minimieren und Klarheit bei Versicherungsfragen in 
einem oft komplexen rechtlichen Umfeld zu schaffen.
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Kurz & bündig

Sind getäuschte Kapitalanleger im Insolvenzverfahren ih-
rer Gesellschaft in erster Linie Aktionäre oder Insolvenz-
gläubiger?
	 Steht das aktienrechtliche Mitgliedschaftsrecht im 
Vordergrund, könnten Aktionäre, auch wenn sie erst 
durch betrügerische Machenschaften und bewusste Feh-
linformationen als Anleger eingestiegen sind, ihre aus ei-
nem Totalverlust resultierende Schadensersatzansprüche 
bestenfalls als nachrangige Insolvenzforderungen (§ 39 
InsO) oder gar erst im Rahmen der gesellschaftsrecht-
lichen Schlussverteilung (sogenannter Nach-Nachrang) 
gemäß § 199 Satz 2 InsO geltend machen.
	 Stellt man hingegen auf die insolvenzrechtliche Be-
trachtungsweise ab, dann wären die Schadensersatzan-
sprüche der erst durch eine Täuschung zum Aktiener-
werb veranlasster Aktionäre als Insolvenzforderungen im 
Sinne des § 38 InsO zu qualifizieren. Die Bedienung von 
Forderungen im Nachrang oder auch im Nach-Nachrang 
ist der absolute Ausnahmefall in Insolvenzverfahren. Nur 
bei einer Qualifizierung als Insolvenzforderung hätten 
die geprellten Anleger zumindest eine Hoffnung, am 
Ende nicht ganz leer auszugehen. 

	 Der Streit um die insolvenzrechtliche Einordnung 
von Schadensersatzansprüchen getäuschter Aktionä-
re hat mit dem Insolvenzverfahren Wirecard an Fahrt 
aufgenommen. Während noch das Landgericht Mün-
chen die Feststellungsklage der Aktionäre, mit der die 
Qualifizierung als Insolvenzforderung gemäß § 38 InsO 
beansprucht wurde, abgewiesen hat, ist das Oberlan-
desgericht München in seinem Berufungsurteil vom 
17.09.2024 (5 U 7318/22e) jetzt zur gegenteiligen Auf-
fassung gelangt. Ansprüche durch Täuschung zum Akti-
enerwerb veranlasster Aktionäre sind nach Auffassung 
des OLG im Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Emittenten Insolvenzforderungen (§ 38 InsO). Danach ist 
der durch Täuschung erlangte Schadensersatzanspruch 
nicht Ausfluss des Mitgliedschaftsrechtes des Aktionärs, 
vielmehr handelt es sich um einen kapitalmarktrechtli-
chen Schadensersatzanspruch, der als Insolvenzforde-
rung einzustufen ist.
	 Die Freude der Aktionäre über das Urteil des Oberlan-
desgerichts könnte aber verfrüht sein, denn die Sache ist 
noch nicht ausgestanden. Erst die Revisionsentscheidung 
des BGH wird für Klarheit sorgen (BGH IX ZR 127/24). 

Getäuschte Aktionäre sind (eventuell) Insolvenzgläubiger
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Echtzeitvorhersage statt Langzeitplanung

Mit zunehmender wirtschaftlicher Unsicherheit ändert sich die 
relative Bedeutung der Finanzaktivitäten drastisch. Technologi-
sche Innovationen, Inflationsdruck, volatile Märkte und regula-
torische Anforderungen sind die Haupttreiber für diesen Wan-
del.
	 Der grundlegende Wandel in Finanzplanungen schafft auch 
die Voraussetzung für eine leistungswirtschaftliche Sanierung in 
der Unternehmenskrise.
	 Besonders bei der Bewältigung der Ursachen einer Unterneh-
menskrise im Rahmen eines Insolvenzverfahrens ist der Faktor 
Zeit eine entscheidende Größe für eine erfolgreiche und nach-
haltige leistungswirtschaftliche Sanierung. Es gilt die kurzfristig 
umsetzbaren Leistungspotentiale zu identifizieren, Maßnahmen 
zu definieren und diese mit dem Ziel positiver Sanierungseffekte 
bereits im laufenden Insolvenzverfahren auch umzusetzen. Der 
Maßnahmenkatalog ist vielfältig und reicht von der Optimierung 
im Supply Chain Management bis hin zur Frage eines optimier-
ten Sortiments- oder Dienstleistungsportfolios.
	 Eine längerfristige Finanzplanung hat immer weniger Aus-
sagekraft. Sehr viele Unternehmen arbeiten daran, ihren Bud-
getierungsprozess auf ein Minimum zu reduzieren, um sinnlose 
Verschwendung von Ressourcen zu vermeiden.
	 Einige Unternehmen versuchen sogar, die Budgetierung 
ganz abzuschaffen. Stattdessen investieren sie in regelmäßige 
Echtzeitvorhersagen. Das Thema „Beyond Budgeting“ fasziniert 
daher derzeit viele. Es ist anzunehmen, dass die Rolle von Fo-
recasting und auch Reporting gegenüber dem Budgeting deut-
lich wichtiger ist. Zu erkennen, wo im Unternehmen unnötige 
Liquiditätsabflüsse passieren, ist dabei eine der ersten durchzu-
führenden Maßnahmen.

	 Dieser Wandel in der Unternehmensfinanzplanung macht 
auch Sanierungsprozesse effizienter und effektiver.  Unterneh-
men verschaffen sich damit die nötigen Werkzeuge und Ansät-
ze, um Herausforderungen zu bewältigen, Risiken zu minimie-
ren und nachhaltige Lösungen zu implementieren. 
	 Einige zentrale Aspekte zur Verbesserung einer leistungs-
wirtschaftlichen Sanierung sind:
1.	Präzisere und schnellere Datenerhebung und Echtzeit-Analyse 
2.	Proaktive Szenario-Planung (Simulationsmodelle und  
	 Frühwarnsysteme)
3.	Kosteneffizienz und Ressourcenoptimierung  
	 (Automatisierung von Prozessen und Priorisierung)
4.	Agilität in der Planung (Rolling Forecasts und Dynamische  
	 Budgets) 

Fazit
Der Wandel in der Finanzplanung verbessert die Effizienz von 
Sanierungen durch präzisere Analysen, flexible Werkzeuge und 
datengetriebene Entscheidungsprozesse. Dies ermöglicht es Un-
ternehmen, gezielte Maßnahmen zu ergreifen, schnell auf Ver-
änderungen zu reagieren und langfristige Stabilität zu schaffen. 
Unternehmen, die moderne Planungsmethoden und Technolo-
gien in ihren Sanierungsprozess integrieren steigern ihre Erfolgs-
chancen erheblich. 
	 Ein weiter Aspekte ist die zügige Analyse von Arbeits- und 
Wertschöpfungsprozessen in Insolvenzverfahren; dies ist ent-
scheidend, um kurzfristige Maßnahmen zur Stabilisierung und 
mittelfristige Strategien zur Restrukturierung zu definieren. Sie 
identifiziert operative Potenziale und Schwachstellen, die wäh-
rend des Verfahrens optimiert werden können, und schafft 
Transparenz über wertschöpfende Bereiche. Im Rahmen eines 
M&A-Prozesses dienen die Ergebnisse dazu, wirtschaftliche Po-
tenziale aufzuzeigen und die Attraktivität des Unternehmens für 
Investoren oder Käufer zu erhöhen.

von Claus Nürnberg, Aachen 
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Diplom-Kaufmann Claus Nürnberg ist als Senior-Partner bei der  
WED+ Unternehmensberatung GmbH tätig und unterstützt seit vielen 
Jahren Unternehmen in der Krise bei der Entwicklung und Umsetzung 
von Sanierungs- und Restrukturierungskonzepten. Im Rahmen eines 
Interimsmanagements übernimmt er die operative Verantwortung, bis ein 
definiertes Ziel erreicht ist und ein dauerhaftes Management eingesetzt 
werden kann. In seiner langjährigen Tätigkeit hat er sich besonders auf 
Handels- und Dienstleistungsunternehmen spezialisiert.
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Scheinsicherheit

Im Insolvenzfall müssen sich Sicherungsrechte bewähren. Die 
Rechtsordnung kennt im Wesentlichen zwei Sicherungsrechte 
an Sachen, Absonderungsrechte gem. §§ 49-51 InsO und Aus-
sonderungsrechte gem. §§ 47, 48 InsO. Innerhalb von (vorläufi-
gen) Insol-venzverfahren von Unternehmen und Einzelhändlern 
ist es Sache des Lieferanten, die das Aus- oder Absonderungs-
recht begründenden Umstände im Einzelnen darzulegen und zu 
beweisen.
	 Gerade bei Warenlieferanten erfolgt die Lieferung in der Re-
gel unter Eigentumsvorbehalt (einfacher, erweiterter, verlänger-
ter). Bei wirksamer Bestellung des Eigentumsvorbehaltes hat der 
Lieferant ein entsprechendes Aussonderungsrecht inne. Zumeist 
reklamieren unmittelbar nach Anordnung der vorläufigen Insol-
venzverwaltung oder aber Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
die Eigentumslieferanten ihre Rechte und belegen zwar, dass 
im Rahmen des Erwerbsvorgangs Eigentumsvorbehaltsrechte 
vereinbart wurden. Jedoch wird hierbei zumeist nicht berück-
sichtigt, dass bei vertretbaren Sachen die Individualisierung nicht 
gelingen kann und damit das Sicherungsrecht im (vorläufigen) 

Insolvenzverfahren nicht durch den (vorläufigen) Insolvenzver-
walter berücksichtigt werden darf. Der (vorläufige) Insolven-
zverwalter ist gem. § 38 InsO an den Gläubigergleichbehand-
lungsgrundsatz gebunden mit der Folge, dass der (vorläufige) 
Insolvenzverwalter etwa im Rahmen einer Betriebsfortführung 
und Verwendung von Waren nur solche Waren für die Betriebs-
fortführung und einen etwaigen Weiterverkauf durch Zahlung 
ablösen darf, an denen die entsprechenden Sicherungsrechte 
nachgewiesen sind.
	 Grundlegend für die Beurteilung, ob das Sicherungsrecht 
wirksam eingeräumt wurde und damit „insolvenzfest“ ist, ist der 
sachenrechtliche Bestimmtheitsgrundsatz. Hiernach muss für je-
den objektiven Dritten exakt erkennbar sein, welcher spezifische 
Ge-genstand mit welchem konkreten Recht belastet ist. Es muss 
demnach genau bestimmt sein, welche konkret bezeichnete Sa-
che mit welchem konkreten Recht belastet ist. Die Bestimmtheit 
muss im Zeitpunkt der Einigung gegeben sein (vgl. BGHZ 73 S. 
253 f.; BGH Urt. v. 13.01.1992 – II ZB 11/19). In Bezug auf Wa-
ren, welche mit individualisierten Seriennummern versehen sind, 

von Franc Zimmermann, Gifhorn
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Achtung vor dem sachenrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatz
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Dr. Franc Zimmermann ist Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht 
und Partner der Kanzlei Mönning Feser Partner. Er ist spezialisiert auf die 
Sanierung und Restrukturierung von Unternehmen und wird seit 2008 
überregional mit Schwerpunkten in Niedersachsen und Berlin als Insolven-
zverwalter und Sachwalter bestellt. Seitdem hat Zimmermann mehr als 
2.000 Insolvenz- und Restrukturierungsverfahren betreut.

Kurz & bündig

Das BAG hat am 05.12.2024 – 8 AZR 370/20 
– entschieden, dass eine tarifvertragliche  
Regelung, die unabhängig von der individuel-
len Arbeitszeit für Überstundenzuschläge das 
Überschreiten der regelmäßigen Arbeitszeit ei-
nes Vollzeitbeschäftigten voraussetzt, teilzeit-
beschäftigte Arbeitnehmer wegen der Teilzeit 
schlechter behandelt als vergleichbare Vollzeit-
beschäftigte. 
	 Eine solche Regelung verstößt gegen das 
in § 4 I Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) 
geregelte Verbot der Diskriminierung Teilzeitbe-
schäftigter, wenn die sich hieraus ergebende Un-
gleichbehandlung nicht durch sachliche Gründe 
gerechtfertigt ist. Das führt regelmäßig auch 
zu einem Verstoß gegen § 7 I des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG), da weitaus 
mehr Frauen als Männer in Teilzeit tätig sind.
	 Geklagt hatte eine Arbeitnehmerin, die bei 
einem ambulanten Dialyseanbieter in Teilzeit als 
Pflegekraft beschäftigt ist. Nach dem für das 
Arbeitsverhältnis geltenden Tarifvertrag gibt es 
Überstundenzuschläge nur für solche Stunden, 
die über die monatliche Arbeitszeit eines voll-
zeitbeschäftigten Arbeitnehmers hinaus geleis-
tet werden und im jeweiligen Kalendermonat 
nicht durch Freizeitgewährung ausgeglichen 
werden können.
	 Der Tarifvertrag ist gemäß der Pressemitte-
lung des BAG insoweit unwirksam, „…als er 
bei Teilzeitbeschäftigung keine der Teilzeit-
quote entsprechende anteilige Absenkung 
der Grenze für die Gewährung eines Über-
stundenzuschlags …“ vorsieht.
	 Die Urteilsgründe liegen noch nicht vor und 
damit auch noch keine Antwort auf die Frage, 
ob sich das BAG zu der Frage äußert, wie denn 
die „anteilige Absenkung der Grenze für die Ge-
währung eines Überstundenzuschlages“ ermit-
telt werden soll. Bleibt zu überlegen, inwieweit 
es sachlich begründet und damit nicht diskrimi-
nierend ist, wenn ein mit 20 Wochenstunden in 
Teilzeit Beschäftigter für die 21. Arbeitsstunde 
einen Zuschlag erhält, der in Vollzeit Beschäftig-
te aber nicht, da er zunächst 40 Wochenstunden 
zuschlagsfrei arbeiten muss?!      

Diskriminierung von Teilzeitbeschäf- 
tigten bei Überstundenzuschlägen

stellt dies in der Regel kein Problem dar. Bei vertretbaren Sachen, 
die in einer Vielzahl am Markt verfügbar sind, jedoch nicht in-
dividualisiert sind (Warenvorräte) ist zwar zumeist festzustellen, 
dass Sicherungsrechte zu Gunsten des Lieferanten vereinbart 
wurden, jedoch der sachenrechtliche Be-stimmtheitsgrundsatz 
nicht beachtet wurde, mit der Folge, dass das Sicherungsrecht 
nicht anzuerkennen ist. Es ist auch nicht ausreichend, bei Be-
stellung der Sicherung auf Gattungsarten abzustellen, wie der 
BGH in seiner Entscheidung vom 16.12.2022 (V ZR 174/21) 
klargestellt hat. 
	 Solche Sammelbezeichnungen führen dazu, dass hierdurch 
der Bestimmtheitsgrundsatz nicht gewahrt wird. Der BGH be-
gründet dies damit, dass ein außenstehender Dritter nicht ohne 
außervertragliche Erkenntnisquellen (Warenbücher, Rechnun-
gen etc.) bestimmen könne, welche der Sammelbezeichnung 
unterfallende Gegenstände betroffen sein sollen. Auch hat der 
BGH klargestellt, dass Formeln und Beschreibungen, die nur mit 
Hilfe außervertraglicher Erkenntnisquellen geeignet sind, die 
betroffenen Waren von anderen Waren zu unterscheiden oder 
Kennzeichnungen durch rein funktionale Begriffe für einen Drit-
ten nicht hinreichend deutlich machen, welche Sachen betrof-
fen sind, mit der Folge, dass der sachenrechtliche Bestimmt-
heitsgrundsatz nicht erfüllt ist.
	 Bereits 1991 hatte der Bundesgerichtshof entschieden (vgl. 
BGH, Urt. v. 14.04.1991 IX – ZR 149/90), dass die Bezeich-
nung von Sicherungsgut lediglich nach der Gattung („Bleche“, 
„Formstahl“, „Rohre“) selbst dann nicht als ausreichend an-
gesehen werden kann, wenn der Lagerhalter oder eine Order-
nummer genannt sind.
	 Gerade im Insolvenzfall des Textileinzelhändlers, jedoch auch 
sonstiger Händler führt dies zu Verlusten der Lieferanten. Die 
einzige Möglichkeit, dem entgegenzuwirken, ist entweder, je-
des einzelne Lieferstück zu individualisieren, was beispielsweise 
bei Textil-händlern mittlerweile teilweise erfolgt, jedoch einen 
hohen Aufwand nach sich zieht, oder ein räumlich getrennter 
Bereich bestimmt wird, für welchen die Sicherungsrechte ver-
einbart werden.
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Karstadt: War die dritte die letzte Insolvenz?
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Serieninsolvenzen: Ein Gespenst geht um!

Zum fünften Mal seit 2007 hat die BBS Autotechnik GmbH, 
ein bekannter Felgenhersteller, Insolvenz angemeldet. Der 
Modekette Sinn gelang dies nach 2008 zum vierten Mal. Und 
Karstadt/Kaufhof kam auf immerhin drei Insolvenzverfahren in 
nicht einmal vier Jahren. Das sind nur die Spitzen des Eisbergs, 
weil es sich um in der Öffentlichkeit mit großer Aufmerksamkeit 
verfolgte und von einem beachtlichen Medienecho begleitete 
Verfahren handelt.
	 Das Phänomen Serieninsolvenzen trifft aber die gesamte 
Restrukturierungsbranche und wie Insider wissen viele auch 
namenlose Verfahren unterhalb des öffentlichen Radars. Un-
ter Serieninsolvenzen versteht man die erneute Insolvenz eines 
vermeintlich sanierten Unternehmens innerhalb eines Zeitraums 
von höchstens fünf Jahren nach dem vorangegangenen Insol-
venzverfahren. Kommt es innerhalb dieses Zeitraums zu einem 
neuerlichen Insolvenzverfahren ist davon auszugehen, dass die 
vorangegangene Sanierung nicht nachhaltig war, und zwar un-
abhängig davon, ob es sich dabei um einen Verkauf des Unter-
nehmens im Rahmen einer übertragenden Sanierung oder eine 
Reorganisation durch Beseitigung der Insolvenzgründe beim be-
stehenden Unternehmensträger handelt.
	 Der durch Serieninsolvenzen manifestierte unzureichende 
Sanierungserfolg korrespondiert mit einer weiteren Feststellung, 

Von Prof. Dr. Rolf-Dieter Mönning, Aachen

die für Ernüchterung in der Sanierungs- und Restrukturierungs-
branche sorgt: Wie das Insolvenzmagazin INDat in seinem Sep-
tember-Heft konstatiert, führt eine Auswertung der bis 2020 
beendeten Insolvenzverfahren zu dem unerfreulichen Ergebnis, 
dass die Sanierungsquote bei Kapitalgesellschaften lediglich 
8,4% beträgt. Und wenig spricht dafür, dass sich die Zahlen in 
den letzten drei Jahren signifikant verbessert hätten. 
	 Was sind die Gründe? Liegt es an den Akteuren? Tatsächlich 
ist kaum eine Branche so gut geschult wie die der Insolvenzver-
walter und Sanierungsberater. Kein Rechtsgebiet verfügt über 
mehr Fachzeitschriften, die teils wöchentlich über die aktuelle 
Rechtsprechung informieren, deren Auswirkung auf die Praxis 
kommentieren und relevante Probleme thematisieren. Und wer 
es schön mag, kann zur Weiterbildung auf Hochglanzmagazine 
mit Fachbeiträgen zurückgreifen. Handbücher rund um alle The-
men der Krisenbewältigung, über die Anforderungen an eine 
Betriebsfortführung, die Planung und Durchführung von Unter-
nehmenssanierungen und eine fast unüberschaubare Menge an 
Kommentarliteratur füllen ganze Bücherwände. Wer will kann 
wöchentlich an Tagungen, Schulungen, Seminaren und Sym-
posien zum Insolvenz- und Restrukturierungsrecht teilnehmen. 
Nicht nur Universitätsstädte schmücken sich inzwischen mit „In-
solvenztagen“, die so dicht getaktet sind, dass sie sich teilweise 
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terminlich überschneiden. Aus- und Fortbildung also allenthal-
ben und an jeder Ecke. Wenn man dabei unterstellt, dass die 
Tagungsteilnehmer nicht nur kommen, um abends an der Bar 
Netzwerke zu knüpfen, kann der mangelnde Sanierungserfolg 
nicht auf fehlendes Fachwissen zurückgeführt werden. 
	 Im Verdacht steht viel mehr die Eigenverwaltung. Bezogen 
auf die Gesamtzahl aller Insolvenzverfahren führt diese auch 
heute noch ein Schattendasein. Gewichtet man aber die Ver-
fahren, stellt man fest, dass die Eigenverwaltung durchaus eine 
bedeutende Rolle spielt. Immerhin fast jedes zweite größere 
Insolvenzverfahren mit mehr als 100 Beschäftigten beginnt in 
Eigenverwaltung. Bleiben dabei die falschen, soeben krachend 
gescheiterten Leute auf dem Fahrersitz? Wird der Bock zum 
Gärtner gemacht? Und werden trotz der mit dem SanInsFoG 
verschärften Anforderungen immer noch auch dafür ungeeig-
nete Verfahren mit einem Antrag auf Anordnung der Eigenver-
waltung eingeleitet, weil sich die Sanierungsberater auch dann 
dem Willen von Inhabern und Geschäftsleitern unterordnen 
müssen, wenn diese erkennbar nicht dazu geeignet sind, ein 
Verfahren in Eigenverwaltung durchzuführen?
	 Oder liegt es am komplizierten Regelwerk? Beim Nebenei-
nander von klassischen Insolvenzverfahren unter Führung eines 
Insolvenzverwalters und der Sonderform mit einem sich selbst 
verwaltenden Schuldner steht als weitere Alternative noch das 
ausschließlich auf eine Sanierung im Zeitraffer ausgerichte-
te Schutzschirmverfahrens zur Verfügung, das wiederum seit 
2021 mit dem neu eingeführten Restrukturierungsverfahren 
nach dem StuRUG konkurriert. Inhaber- und Geschäftsleiter, die 
nicht über das zweite juristische Staatsexamen verfügen, steigen 
angesichts dieser Angebotsvielfalt in den Beratungsgesprächen 
frühzeitig aus und können zu der Frage, welches der detailper-
fektionistisch ausgestalteten Verfahren am besten geeignet ist, 

Professor Dr. Rolf-Dieter Mönning (Mönning Feser Partner) gründete  
1980 die Kanzlei Mönning & Georg und zählt zu den führenden 
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seit 1979 mit der Abwicklung von Konkurs-, Vergleichs-, Gesamtvoll-
streckungs- und Insolvenzverfahren und der Beratung von Krisenunter- 
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die Krise des eigenen Unternehmens zu bewältigen, wenig bis 
nichts beitragen und müssen sich vollständig auf die Qualität 
und die Seriösität ihrer Berater verlassen. Und dass nachhaltige 
Krisenbewältigung in erster Linie Flexibilität und nicht unbedingt 
bis in die letzten Verästelungen ausgearbeitete Regelwerke ver-
langt, ist eine Binsenweisheit. 
	 Noch entscheidender dürfte aber ein anderer Aspekt sein. 
Was als Sanierung bezeichnet wird, ist meist nur die halbe Wahr-
heit, denn sie besteht entweder in einer schnellen Veräußerung 
als Auffanglösung oder aus einer finanzwirtschaftlichen Sanie-
rung des Unternehmensträgers, indem man beteiligte Gläubiger 
über Insolvenzpläne zu Forderungsverzichten veranlasst, ohne 
dass die Krisenursachen zuvor durch notwendige und geeignete 
leistungswirtschaftliche Maßnahmen beseitigt werden. Dies ist 
auch schon rein zeitlich meist nicht möglich. Denn die insolven-
ten Betriebe von Kapitalgesellschaften werden im Durchschnitt 
lediglich 35 Wochen fortgeführt, bis es zu einer der vorgenann-
ten Sanierungslösungen kommt. Dieser Zeitraum reicht für die 
Umsetzung notwendiger Korrekturen und Anpassungen nicht 
aus. Auch ein sofort eingeleiteter Personalabbau muss häufig 
noch von einem Erwerber im Anschluss an eine übertragende 
Sanierung oder vom reorganisierten Unternehmen nach Auf-
hebung des Insolvenzverfahrens abgeschlossen werden. Lang-
jährige Betriebsfortführungen, wie sie noch im Geltungsbereich 
der Gesamtvollstreckungsordnung oder in den Anfangsjahren 
der Insolvenzordnung an der Tagesordnung waren und den Ak-
teuren die Zeit einräumten, ein Unternehmen völlig neu auf-
zustellen, sind heute auf seltene Ausnahmefälle beschränkt. 
Dafür gibt es gute Gründe, die aber im Endeffekt dazu führen, 
dass bestenfalls ansatzweise sanierte Unternehmen wieder in 
die freie Wildbahn gelangen und sich mit fortbestehenden leis-
tungswirtschaftlichen Defiziten erneut dem Wettbewerb stellen 
müssen. Bei näherer Betrachtung erlangt das vermeintliche Ge-
spenst reale Züge, die es zu beachten gilt, wenn sich die Sanie-
rungsquoten bessern sollen.

nicht gaKurz & nicht ganz bündig

Die Folgen des Lieferkettengesetzes 
sind auch im Geschenkeversand spür-
bar. Die himmlichen Heerscharen, die 
für den Einkauf zuständig sind, scheuen 
Kontrollfahrten nach China, um nicht 
mit dem neuen chinesischen Anti-Spio-
nagegesetz in Konflikt zu geraten und 
willkürliche Strafmaßnahmen zu ver-
meiden. Unter das Gesetz können auch 
unliebsame Produktionskontrollen in 
Betrieben fallen, die das Lieferkettenge-
setz vorschreibt. Bei Geschenken, die in 
China hergestellt werden, sind Engpäs-
se nicht auszuschließen. 

Frohe Weihnachten gefährdet?
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